
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 7 AL 63/10 B 
 
L 10 AL 42/06 (Bayerisches LSG) 
S 6 AL 145/03 (SG Nürnberg) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………, 
 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Januar 2011 durch die Richter  

C o s e r i u ,   O t h m e r    und   Prof.  Dr.  S p e l l b r i n k   

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 22. April 2010 wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Klägerin trägt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens.  

 

Der Streitwert wird auf 17 575,22 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Erhebung von Gebühren nach § 287 Abs 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch 

- Arbeitsförderung - (SGB III) durch die Beklagte.  

 

Die gegen die Gebührenbescheide erhobene Klage blieb ohne Erfolg (Urteil des Sozialgerichts 

Nürnberg vom 5.8.2004; Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts <LSG> vom 22.4.2010).  

 

Mit der Beschwerde macht die Klägerin eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

geltend. Es sei die Frage zu klären,  

"ob Art. 41 Abs. 1 des Zusatzprotokolls zum Assoziationsabkommen EWG-Türkei 

und/oder Art. 8 des deutsch-türkischen Niederlassungsabkommens der Erhebung der 

Gebühren für die Zusicherung von Arbeitserlaubnissen von türkischen Arbeitgebern 

und/oder Art. 21 Abs. 2 Satz 3 des Europäischen Niederlassungsabkommens entgegen-

stehen". 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund 

der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) nicht in der er-

forderlichen Weise dargelegt ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Der Senat konnte daher über die 

Beschwerde ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 

Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG entscheiden.  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch 

nicht geklärt sind, weshalb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser 

Rechtsfragen erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerde-

führer mithin eine konkrete Rechtsfrage aufwerfen, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre 

(konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinaus-

gehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) 

darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  
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Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. Zwar 

formuliert die Klägerin eine Rechtsfrage, auch mag dem Vortrag der Beklagten die Klärungs-

bedürftigkeit der Rechtsfrage entnommen werden. Es fehlen aber ausreichende Ausführungen 

zur Klärungsfähigkeit. Klärungsfähig ist eine Rechtssache nur dann, wenn sie für den zu ent-

scheidenden Fall rechtserheblich ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Über die aufgeworfene 

Frage müsste das Revisionsgericht also - in Ergänzung zur abstrakten Klärungsbedürftigkeit - 

konkret individuell sachlich entscheiden können (BSG SozR 1500 § 160 Nr 39; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 31). Dies erfordert es, dass der Beschwerdeführer den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und damit 

insbesondere den Schritt darlegt, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten 

Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu ist es zunächst erforder-

lich, dass der maßgebende Sachverhalt geschildert wird. Hieran fehlt es. Der Sachverhalt wird 

allenfalls so rudimentär mitgeteilt, dass der Senat schon nicht in die Lage versetzt wird, die Tat-

bestandsvoraussetzungen für die Erhebung von Gebühren nach § 287 Abs 1 SGB III iVm der 

hierzu erlassenen Anordnung (Anordnung nach § 287 SGB III vom 26.11.1997 - Amtliche 

Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit <ANBA> 1998 S 3 bzw vom 16.11.2001 - ANBA 2002, 

889) zu prüfen. Es bleibt deshalb offen, ob die Klage nicht schon aus anderen Gründen Erfolg 

haben kann oder der Erfolg zunächst unabhängig von der aufgeworfenen Rechtsfrage versagt 

werden muss, es mithin an der Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage fehlt.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 197a SGG iVm 

§ 154 Abs 1 Verwaltungsgerichtsordnung.  

 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 197a Abs 1 SGG, § 47 Abs 3, § 52 Abs 3, § 63 Abs 2 

Gerichtskostengesetz.  
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